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Text 

§ 41. (1) Als Nachweis für das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte 
rechtskräftige Bescheid eines Rehabilitationsträgers (§ 3), ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach 
dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 104/1985, ein rechtskräftiges Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung über die Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe 
gemäß § 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376. Das Bundesamt für 
Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der Einschätzungsverordnung 
(BGBl. II Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von ärztlichen Sachverständigen einzuschätzen, wenn 

 1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und 
die hiefür maßgebenden Vorschriften keine Einschätzung vorsehen oder 

 2. zwei oder mehr Einschätzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine 
Gesamteinschätzung vorgenommen wurde oder 

 3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt. 

(1a) Auf Wunsch des Menschen mit Behinderung oder seiner gesetzlichen Vertretung 
(§ 1034 ABGB) ist bei der der Gutachtenserstellung zugrunde liegenden Untersuchung die Anwesenheit 
einer Person seines Vertrauens zu ermöglichen. Hieraus entstehende Kosten werden nicht ersetzt. Über 
die Möglichkeit der Hinzuziehung einer Vertrauensperson ist der Mensch mit Behinderung oder seine 
gesetzliche Vertretung rechtzeitig zu informieren. 

(2) Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder 
auf Einschätzung des Grades der Behinderung sind ohne Durchführung eines Ermittlungsverfahrens 
zurückzuweisen, wenn seit der letzten rechtskräftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies 
gilt nicht, wenn eine offenkundige Änderung einer Funktionsbeeinträchtigung glaubhaft geltend gemacht 
wird. 

(3) Entspricht ein Behindertenpasswerber oder der Inhaber eines Behindertenpasses ohne triftigen 
Grund einer schriftlichen Aufforderung zum Erscheinen zu einer zumutbaren ärztlichen Untersuchung 
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nicht, verweigert er eine für die Entscheidungsfindung unerlässliche ärztliche Untersuchung oder weigert 
er sich, die zur Durchführung des Verfahrens unerlässlichen Angaben zu machen, ist das Verfahren 
einzustellen. Er ist nachweislich auf die Folgen seines Verhaltens hinzuweisen. 
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